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Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Die Neue Europäische Bewegung Schweiz (Nebs) wählte Nationalrätin Christa
Markwalder (fdp, BE) anstelle des ebenfalls freisinnigen Waadtländer Nationalrats Yves
Christen zur Präsidentin. Ziel der aus der Fusion verschiedener
integrationsfreundlicher Gruppen hervorgegangenen Nebs bleibt ein möglichst rascher
Beitritt der Schweiz zur EU. Im Herbst lancierte die Nebs eine Kampagne, welche mit
Hilfe der im Vergleich zur EU hohen Schweizer Konsumentenpreise den Vorteil eines
EU-Beitritts schmackhaft machen wollte. 1

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 27.06.2006
HANS HIRTER

Nach zwölf Jahren trat Hans Fehr (svp, ZH) als Geschäftsführer der Aktion für eine
unabhängige und neutrale Schweiz (Auns) zurück. Als Nachfolger wurde Werner
Gartenmann eingesetzt. Der Präsident der Auns Pirmin Schwander kündigte an, die
Kräfte, die ähnliche Ziele wie die Auns verfolgten (z.B. Pro Libertate, Young4Fun),
administrativ bündeln zu wollen. 2

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.09.2010
MARC BÜHLMANN

Im Frühling 2015 wurde von einer Koalition aus Wirtschaft und Politik der Verein Vorteil
Schweiz gegründet mit dem Ziel, die bilateralen Verträge mit der EU zu erhalten. Vorteil
Schweiz wolle eine Koordinationsfunktion wahrnehmen und damit eine Verzettelung
jener Gruppierungen verhindern, die sich nach dem Ja zur
Masseneinwanderungsinitiative für die Rettung der bilateralen Verträge einsetzten,
sagte Mitinitiant und BDP-Nationalrat Hans Grunder gegenüber dem Tagesanzeiger.
Neben anderen Nationalräten aus den Parteien FDP, CVP, SP, GLP und Grüne wird der
Verein auch von zahlungskräftigen Vertretern aus der Wirtschaft unterstützt, wie etwa
von Unternehmer Jobst Wagner, der Unternehmerin Nicole Loeb oder dem Milliardär
Hansjörg Wyss. 3

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.04.2015
SAMUEL BERNET

Der Verband Digitalswitzerland wählte Sascha Zahnd zu seinem neuen Präsidenten. Im
Amt des Vizepräsidenten wurde Nationalrat Marcel Dobler (fdp, SG) bestätigt. Der
Berner Zahnd, der davor unter anderem als Europachef von Tesla gearbeitet hatte, trat
die Nachfolge von Ivo Furrer an. In Furrers dreijährige Amtszeit war unter anderem die
Fusion von Digitalswitzerland mit ICTswitzerland gefallen, die im Januar 2021 vollzogen
worden war.
Der 2015 gegründete Verband Digitalswitzerland versteht sich als
«branchenübergreifende Initiative, welche die Schweiz als weltweit führenden digitalen
Innovationsstandort stärken und verankern will». Ihm gehörten im April 2021 rund 210
Organisationen und Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft
und Zivilgesellschaft an. 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 16.04.2021
HANS-PETER SCHAUB

Die Auslandschweizer-Organisation (ASO) wählte im August 2021 Filippo Lombardi zu
ihrem neuen Präsidenten. Lombardi war schon seit 2013 Vorstandsmitglied der ASO
und seit 2015 deren Vizepräsident. Zudem ist der Tessiner Mitte-Politiker Mitglied der
Stadtregierung von Lugano, nachdem er als Ständerat 2019 die Wiederwahl nicht
geschafft hatte.
An der Spitze der ASO folgte Lombardi auf Remo Gysin. Der vormalige SP-Nationalrat
hatte der Interessenorganisation der im Ausland wohnhaften Schweizerinnen und
Schweizer seit 2015 vorgestanden. Wie die ASO mitteilte, hatte sich Gysin in seiner
Amtszeit insbesondere dafür eingesetzt, dass die Interessen der 776'000
Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer in den Bereichen der
Sozialversicherungen, der Bankenpolitik und der politischen Rechte – Stichwort E-
Voting – gewahrt werden. Gysin wies zu seinem Abschied ausserdem darauf hin, welch
grosse Bedeutung die Schweizer Europapolitik für die Stellung der sogenannten Fünften
Schweiz hat: Rund zwei Drittel aller Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer
lebten in der EU. Die Schwerpunktziele für die nächsten vier Jahre sah der
Auslandschweizerrat – quasi das Parlament der ASO – denn auch weiterhin in den
Bereichen der Finanzen und Versicherungen, der politischen Rechte und der
Beziehungen zur EU. 5

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.08.2021
HANS-PETER SCHAUB
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Im August 2021 gründeten bürgerliche Exponentinnen und Exponenten unter der
Bezeichnung «Allianz Sicherheit Schweiz» eine neue sicherheitspolitische
Organisation. Die Allianz erhielt professionelle Strukturen und eine permanente
Geschäftsstelle, was sie von ihrer Vorgänger-Organisation, dem «Verein für eine sichere
Schweiz», unterscheidet. Die Gründerinnen und Gründer wollten die Allianz damit
ausdrücklich auch als Gegengewicht zur GSoA positionieren. Der Bedarf nach einer
solchen Organisation auf bürgerlicher Seite sei unter anderem dadurch deutlich
geworden, dass in der Volksabstimmung vom September 2020 die vor allem von
armeekritischer Seite bekämpfte Beschaffung neuer Kampfjets um ein Haar gescheitert
wäre. Als eines ihrer Ziele formulierte die Allianz Sicherheit Schweiz denn auch, «eine
jederzeit einsatzbereite und schlagkräftige Fach- und Kampagnenorganisation
[bereitzustellen], die permanent und proaktiv die sicherheitspolitische
Meinungsbildung im parlamentarischen Prozess und in der Öffentlichkeit prägt sowie
Abstimmungskampagnen führt». Die Allianz wollte sich dabei nicht bloss auf
Armeefragen beschränken, sondern die Verbindung von innerer und äusserer
Sicherheit gesamtheitlich bearbeiten – also etwa auch Felder wie Wirtschaftsspionage,
Cybersicherheit oder Versorgungssicherheit abdecken.
Gründungspräsident der Allianz wurde der Ständerat und designierte FDP-Präsident
Thierry Burkart (fdp, AG), der bereits dem Vorgängerverein «für eine sichere Schweiz»
vorgestanden hatte. Auch die Liste der weiteren Vorstandsmitglieder liest sich wie ein
Who is Who aus bürgerlichen Parteien und wirtschaftlichen sowie
sicherheitspolitischen Interessenvereinigungen. So gehören dem Vorstand aus der
Politik auch die Mitte-Ständerätin Brigitte Häberli (mitte, TG), der Tessiner Lega-
Staatsrat Norman Gobbi (TI, lega), die FDP-Nationalrätin Jacqueline de Quattro (fdp, VD)
sowie der SVP-Nationalrat Franz Grüter svp, LU) an. Aus der Wirtschaft und armeenahen
Verbänden sassen im Gründungsvorstand der Arbeitgeberverbands-Präsident Valentin
Vogt, Swissmem-Direktor Stefan Brupbacher, der Swissmem-Ressortleiter der
Rüstungssparten Matthias Zoller, Markus Niederhauser vom Westschweizer
Rüstungsindustrie-Verband Groupe romand pour le matériel de Défense et de Sécurité
(GRPM), die Präsidentin der Waadtländer Industrie- und Handelskammer (CVCI) Aude
Pugin, der Präsident der Schweizerischen Offiziersgesellschaft Stefan Holenstein, Paul
Röthlisberger vom Schweizer Schiesssportverband und Max Rechsteiner von der
Landeskonferenz der militärischen Dachverbände (LKMD). Offen war zunächst,
inwieweit sich auch der Schweizerische Gewerbeverband beteiligen würde.
Geschäftsführer wurde Marcel Schuler, der vorher als Kampagnenleiter für die FDP
Schweiz gearbeitet hatte. 6

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 24.08.2021
HANS-PETER SCHAUB

Die «Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz» (Auns) beschloss im August
2021, eine Fusion mit dem «Komitee Nein zum schleichenden EU-Beitritt (EU-No)» zu
prüfen. Zwei Wochen davor hatte der Vorstand von «EU-No» einen analogen Beschluss
gefasst und bekannt gegeben, «ergebnisoffene» Gespräche mit der Auns aufnehmen zu
wollen. Der Beschluss erfolgte auf Vorschlag von Christoph Blocher (svp, ZH), seines
Zeichens Gründungspräsident der Auns und ehemaliger Präsident des Komitees «EU-
No». Blocher übernahm auch gleich die Leitung der mit den Fusionsabklärungen
betrauten Arbeitsgruppe der beiden Organisationen. Kein Teil dieser Arbeitsgruppe war
hingegen der seit 2014 amtierende Auns-Präsident Lukas Reimann (svp, SG), der gemäss
einem NZZ-Bericht bereits 2020 von Blocher die «Empfehlung» erhalten habe, vom
Auns-Präsidium zurückzutreten.
Blocher begründete die Fusionsbestrebungen laut NZZ damit, dass auf der einen Seite
das Komitee «EU-No» seinen «Auftrag» erfüllt habe, indem der Bundesrat im Mai 2021
die Verhandlungen für ein institutionelles Rahmenabkommen mit der EU abgebrochen
hatte – schliesslich war die Verhinderung eines solchen Abkommens der Hauptzweck
des 2013 gegründeten Komitees gewesen. Auf der anderen Seite werde die Auns in ihrer
gegenwärtigen Verfassung nicht in der Lage sein, eine Volksabstimmung zu gewinnen,
wenn die «Classe Politique» dereinst einen neuen Anlauf für einen
«landesverräterischen Vertrag» mit der EU unternehmen werde. Es brauche deshalb
eine Bündelung und Wiederbelebung der EU-kritischen Kräfte. 7

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 28.08.2021
HANS-PETER SCHAUB

01.01.65 - 01.01.22 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Beim Schweizerischen Städteverband (SSV) trat im Oktober 2021 der neue Direktor
Martin Flügel sein Amt an. Flügel war zuletzt bereits stellvertretender Direktor des SSV
und davor unter anderem geschäftsführender Präsident der Gewerkschaft
Travail.Suisse gewesen. Er folgte auf Renate Amstutz, die den Verband dreizehn Jahre
lang geführt hatte. Wie der SSV mitteilte, habe Amstutz in ihrer Amtszeit unter anderem
erreicht, «dass die Schweizer Städte vom Bund vermehrt unmittelbar als Partner auf
Augenhöhe akzeptiert werden und nicht bloss mittelbar via Kantone».
Der SSV sieht sich als Interessenvertretung der Städte, Agglomerationen und
städtischen Gemeinden und damit als «Stimme der urbanen Schweiz». 2021 gehörten
dem Verband 128 Gemeinden mit jeweils mindestens 5'000 Einwohnerinnen und
Einwohnern an. Präsident des SSV ist seit 2013 Kurt Fluri, Stadtpräsident von
Solothurn. 8

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.10.2021
HANS-PETER SCHAUB

Wirtschaftsfreundliche Kreise riefen im Herbst 2021 einen neuen Think-Tank ins
Leben. Dieser sollte nach eigenem Bekunden «dem Moralismus wirtschaftsskeptischer
Kreise mit einer ethischen Offensive aus liberaler Sicht begegne[n]». Der angestrebten
Verbindung von Liberalismus und Ethik sollte auch der Vereinsname «Liberethica»
Ausdruck verleihen. Laut dem NZZ-Magazin handelte es sich dabei um ein weltweit
einzigartiges Vorhaben: Bisher gebe es nur Lehrstühle für Wirtschaftsethik an
Universitäten, aber nirgends eine Institution, die sich mit einer politischen
Stossrichtung «dem Brückenschlag zwischen Ethik und liberaler Wirtschaft
verpflichtet» habe. 
Wesentlicher Auslöser für die Gründung der Denkfabrik war der Abstimmungskampf zur
Konzernverantwortungsinitiative, die in der Volksabstimmung vom November 2020 eine
Stimmenmehrheit erzielt hatte und nur am Ständemehr gescheitert war. Die
Gründerinnen und Gründer von Liberethica störten sich daran, dass
Nichtregierungsorganisationen und Kirchen den Abstimmungskampf mit Slogans wie
«Menschlichkeit statt Profit» moralisch aufgeladen und geprägt hätten. Die Wirtschaft
sei damit unter Pauschalverdacht gestellt worden – und habe lernen müssen, dass sie
ethischen Positionen nicht mit wirtschaftlichen Argumenten beikommen könne,
sondern vielmehr ihrerseits ethisch argumentieren müsse. Mit der neuen Denkfabrik
solle solchen Argumenten eine Plattform geboten und ein Gegengewicht zu «den
wirtschaftsskeptischen Akteuren – Hilfswerke, Kirchen, Klimabewegung» aufgebaut
werden, wie die Geschäftsführerin von Liberethica, Béatrice Acklin Zimmermann,
erklärte. Die Theologin, Publizistin und Freiburger FDP-Stadtparlamentarierin war
bereits 2019 an der Gründung eines Think-Tanks «Kirche/Politik» beteiligt gewesen.
Im Gründungsvorstand von Liberethica sassen weitere, teils prominente Vertreterinnen
und Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Kirchen – so etwa Ex-UBS-CEO
Peter Wuffli, Ex-Avenir-Suisse-Direktor Gerhard Schwarz, Gastrounternehmer Rolf Hiltl,
FDP-Nationalrat Kurt Fluri (fdp, SO), die frühere EVP-Nationalrätin und Stiftungsrätin
von Brot für alle Maja Ingold (evp, ZH), der Gstaader Pfarrer Bruno Bader oder der
Direktor des Zentrums für Unternehmensverantwortung und Nachhaltigkeit der School
of Management Fribourg, Philipp Aerni.
Mehrere dieser Exponentinnen und Exponenten waren bereits Teil des kirchennahen
«Ethikkomitees» gewesen, das sich vor der Abstimmung über die
Konzernverantwortungsinitiative gegen die offensiv kommunizierte Ja-Parole der
Landeskirchen gestellt und die Initiative abgelehnt hatte. Auch Liberethica lag laut NZZ-
Magazin schon bei seiner Gründung über Kreuz mit den Landeskirchen; offenbar hätten
sich zwei weitere «Kirchenleute» für eine Mitwirkung im Liberethica-
Gründungsvorstand interessiert, sich aber auf Druck der Landeskirchen zu einem
Rückzug gedrängt gefühlt.
Was das Verhältnis von Liberethica zur Wirtschaft betrifft, suchten die Gründerinnen
und Gründer den Eindruck einer unkritischen Nähe zu vermeiden: Man finanziere sich
durch Beiträge von Privaten, Stiftungen und Firmen, von den Wirtschaftsverbänden sei
man unabhängig, so Kurt Fluri. Geschäftsführerin Acklin Zimmermann wollte «eine
konstruktiv-kritische Haltung gegenüber der Wirtschaft» einnehmen und im Auge
behalten, dass «der Markt auch zu Missbräuchen und Monopolen führe». Anders als
«die Gesinnungsethiker der Kirchen und der Nichtregierungsorganisationen»
suggerierten, gebe es in der Praxis allerdings kaum je moralisch reine Lösungen; gefragt
sei bei ethischen Dilemmata eine verantwortungsethische Güterabwägung. 9

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.10.2021
HANS-PETER SCHAUB
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Im Zuge der 2020 und 2021 anhaltenden Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen der
Behörden entstand eine ganze Reihe neuer politischer Organisationen, und manche
ältere Gruppierungen gewannen neuen Schwung. Zu den Organisationen, die in der
öffentlichen Debatte in der Folge eine teils prominente Rolle einzunehmen
vermochten, gehörten die folgenden:

Der Verein «Freunde der Verfassung» wurde an Pfingsten 2020 auf dem Rütli
gegründet, ein Jahr später zählte er rund 12'000 Mitglieder. Viele von diesen – auch die
meisten Vorstandsmitglieder – waren davor kaum politisch aktiv. Der Verein sah durch
die Covid-19-Massnahmen, aber auch durch andere Vorhaben der Behörden die
verfassungsmässigen Grundrechte und die bürgerlichen Freiheiten verletzt. Um solche
Vorhaben zu bekämpfen, nutzten die Freunde der Verfassung stark den
direktdemokratischen Kanal, wobei sie eine bemerkenswerte Fähigkeit zum Sammeln
zahlreicher Unterschriften bewiesen. Nebst den Referenden gegen das Covid-19-
Gesetz und gegen dessen zweite Revision waren sie auch massgeblich an den
Referenden gegen das E-ID-Gesetz, gegen das Bundesgesetz über polizeiliche
Massnahmen gegen Terrorismus (PMT) und gegen das Medienpaket beteiligt. Ausserdem
wirkten sie bei der Unterschriftensammlung für die Volksinitiative gegen eine
Impfpflicht (Initiative «Für Freiheit und körperliche Unversehrtheit») mit und gaben im
Sommer 2021 bekannt, eine Volksinitiative zur Einführung der Gesetzesinitiative zu
planen. Die Geldmittel für diese zahlreichen Kampagnen stammten «von Mitgliedern,
aus Spenden und von einer Handvoll sehr besorgter Unternehmer, von denen keiner
Blocher heisst», wie die Freunde der Verfassung sich in der NZZ zitieren liessen. Das
Präsidium des Vereins teilten sich Marion Russek und Werner Boxler. In der medialen
Öffentlichkeit stark in Erscheinung traten zudem Mediensprecher Michael Bubendorf,
ein ehemaliges SVP-Mitglied, und Kampagnenleiter Sandro Meier, nach eigener Aussage
ein «ehemaliger Links-Grün-Wähler». Verschiedene Medien sahen zudem den
Solothurner Publizisten Christoph Pfluger als wichtige Figur bei den Freunden der
Verfassung.

Der im Februar 2021 gegründete Verein «Mass-voll!» verstand sich als
Jugendbewegung gegen die Behördenmassnahmen. Die jüngere Generation sei durch
eine Covid-19-Infektion gesundheitlich am wenigsten gefährdet, doch gerade diese
Generation werde in ihrer Entwicklung und Freiheit durch die Massnahmen besonders
getroffen. Ähnlich wie die Freunde der Verfassung, aber oft in deutlich schärferem Ton
prangerte Mass-voll die «Freiheitsberaubung und Überwachung der Bürger», «eine
Zweiklassengesellschaft von Geimpften und Nichtgeimpften» sowie eine zu grosse
Machtkonzentration beim Bundesrat an, die dieser für «menschenverachtende»
Massnahmen und die «Abschaffung der Grundrechte» missbrauche. Zur Verbreitung
ihrer Positionen setzte Mass-voll stark auf die Sozialen Medien sowie auf
Kundgebungen. Bekanntester Exponent war Co-Präsident Nicolas Rimoldi, der auch im
Vorstand der Auns sitzt und bereits vor der Pandemie mit libertären Positionen
innerhalb der FDP aufgefallen war. Neben ihm war zunächst Carla Wicki und ab Sommer
2021 Viola Rossi Co-Präsidentin. Andere leitende Mitglieder von Mass-voll waren
gemäss NZZ für die SVP aktiv.

Das «Aktionsbündnis Urkantone für eine vernünftige Corona-Politik» entstand im
Herbst 2020 und hatte seine Basis in den Kantonen Uri, Schwyz, Ob- und Nidwalden. Im
Herbst 2021 zählte es nach eigenen Angaben «deutlich über 1'000 eingeschriebene
Unterstützer». Das Aktionsbündnis trat zum einen als Mitorganisator von Kundgebungen
in Erscheinung, zum anderen auch in den Abstimmungskampagnen gegen das Covid-19-
Gesetz und gegen dessen zweite Revision. Es kritisierte die «Corona-
Zwangsmassnahmen» als «unsinnig, schädlich und unverhältnismässig». Nach eigenen
Angaben setzte sich das Aktionsbündnis «für die freie Diskussion und sachliche
Aufklärung der Bevölkerung» ein und orientierte sich an «unabhängigen
Informationsquellen über die Auswirkungen auf unsere Gesellschaft und dem Stand der
nicht einer politischen Agenda unterworfenen Wissenschaft». Bekanntestes Gesicht
des Aktionsbündnisses war der Schwyzer Unternehmer Josef Ender.

Das «Netzwerk Impfentscheid» war schon 2011 als Zusammenschluss impfkritischer
Personen gegründet worden und hatte 2013 erfolglos mit einem Referendum gegen das
Epidemiengesetz gekämpft. Die Covid-19-Pandemie verlieh dem Netzwerk gemäss NZZ
«neuen Schub». Das Netzwerk sah sich als Stimme gegen die «Impfpropaganda» der
Behörden und gegen eine aus seiner Sicht drohende Impfpflicht. Prominentester
Exponent des als Verein organisierten Netzwerks war der Naturheilpraktiker Daniel
Trappitsch.

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 30.11.2021
HANS-PETER SCHAUB
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Die «Freiheitliche Bewegung Schweiz» war schon vor der Covid-19-Pandemie vom
ehemaligen Luzerner SVP-Politiker Richard Koller gegründet worden. Sie fand mit dem
Kampf gegen Maskenpflicht, Impfen und Einschränkungen des privaten und öffentlichen
Lebens ein neues Tätigkeitsfeld. Am 1. Dezember 2020 startete die Freiheitliche
Bewegung die Volksinitiative «Für Freiheit und körperliche Unversehrtheit», die sich
gegen eine Impfpflcht richtet. Andere Forderungen der Bewegung betrafen den Erhalt
des Bargelds oder die Möglichkeit für alle Gemeinden, autonom über die Einführung
des Mobilfunkstandards 5G zu entscheiden. Die NZZ charakterisierte die Bewegung im
März 2021 als «Sammelbecken für Menschen, die dem Staat grundsätzlich misstrauen
und sich durch seine <Machenschaften> bedroht sehen».

Die «Freiheitstrychler» traten im Herbst 2020 erstmals in Erscheinung. An
Protestkundgebungen gegen Covid-19-Massnahmen zogen sie mit ihren
unüberhörbaren Trycheln und den weissen Hirtenhemden in der Folge viel
Aufmerksamkeit auf sich, auch medial. Im Mai 2021 bestanden sie gemäss
Medienberichten aus rund 100 Personen, die grossmehrheitlich aus dem Kanton Schwyz
stammten. Ihr Gründer, der Schwyzer Andy Benz, ist SVP-Mitglied. 10
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